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Der Streit um das Wohnen
Eine Interviewreihe anlässlich des Berliner Volksentscheids

Die Schulden- und Finanzkrise von 2008 hat in den USA, Spanien und Irland das Wohnen
ins Zentrum gesellschaftlicher Aufmerksamkeit gerückt. Die oftmals als abstrakt und global
verstandenen Finanzdynamiken äußerten sich konkret und lokal: in Zwangsräumungen,
Wohnungsleerstand, Verfall städtischer Viertel, Flächenversiegelung, Wertverlust von
Häusern und Überschuldung von Hauseigentümer:innen. In der Krise wurde eine
Entwicklung offenbar, die in den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften schon länger
beobachtet und mit dem Begriff der Finanzialisierung des Wohnens erfasst wird. Gemeint
ist damit eine sich vertiefende Verbindung von neuen Finanzierungs- und
Kreditinstrumenten, die Wohnen als Vermögensanlage auf Märkten mobilisieren und neue
Investitionssummen dafür generieren. Die UN hatte bereits im Jahr 2000 eine
Sonderbeauftragte für das Recht auf Wohnen eingesetzt, um die Frage des Wohnens im
Kontext dieser Entwicklungen gesellschaftspolitisch zu thematisieren.1

In Deutschland wähnte man sich lange Zeit vor derartigen Entwicklungen bewahrt und
beobachtete mit vermeintlicher Distanz die krisenhafte Verbindung zwischen Wohnen und
Finanzwirtschaft. Die „konservative Hypothekenvergabe und geringe Eigenheimförderung“
sowie ein regulierter Mietmarkt schien Schutz vor faulen Krediten, falschen
Risikokalkulationen und finanziellem Zusammenbruch zu gewährleisten.2 Inzwischen ist
diese sichere Distanz verschwunden. Die Wohnungskrise ist nun offensichtlich auch in
Deutschland angekommen. Seit einigen Jahren hat sich parteiübergreifend die Rede vom
„Wohnen als neue soziale Frage“ etabliert.3 Bilder hierzulande stattfindender Proteste
beginnen, jenen aus den USA, Spanien und Irland zu ähneln. Allerdings stehen dieses Mal
keine verschuldeten Hauseigentümer:innen und die Finanzakteure, die die Kredite zu
Wertpapieren machten, im Zentrum der medialen Aufmerksamkeit. Hierzulande sind es
die Mieter:innen, die mit steigenden Mieten und Kosten für Modernisierungsmaßnahmen
konfrontiert sind. Gerade „am unteren Ende der Einkommensverteilung“ haben steigende
Mieten „zu einem deutlichen Anstieg der Lebenshaltungskosten seit den 1990er Jahren
geführt.“4 Fast 40 Prozent des Einkommens werden bei einem Fünftel aller Haushalte für
die Miete fällig, darüber hinaus drohen Verdrängung und Verknappung.5

Berlin ist zu einem Kristallisationspunkt für die gegenwärtigen Entwicklungen geworden.
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Neben steigenden Mieten hat sich dort auch die Erfolglosigkeit der bisherigen politischen
Versuche, der sozialen Schieflage auf dem Wohnungsmarkt zu begegnen, besonders
eindrücklich gezeigt. Der Versuch, einen weiteren Anstieg der Mieten über die sogenannte
bundesweit geltende Mietpreisbremse hinaus zu begrenzen, ist gescheitert. Im April 2020
hat das Bundesverfassungsgericht den Berliner Mietendeckel, der auf ein „Einfrieren“ der
Mietbeträge zielte, für verfassungswidrig erklärt.6 Dieses rechtliche Scheitern einer
politischen Lösung erhält vor dem Hintergrund, dass Berlin zu einem besonders
interessanten Markt für die Investition in Mietwohnungen geworden ist, eine besondere
Brisanz. Der Wohnungsmarkt in Berlin verspricht durch die hohe Nachfrage eine
risikoarme Anlagemöglichkeit, bei der die Mietzahlungen einen kontinuierlichen
Einkommensstrom darstellen. Investor:innen beschreiben sich selbst als „ewige
Eigentümer“ mit Interesse an einer ökologischen Modernisierung und Instandhaltung der
Gebäude sowie an sozialem Wohnungsbau.7 In Berlin ist auf diese Weise eine in
finanzieller, politischer, rechtlicher und sozialer Hinsicht brisante Gemengelage
entstanden, die die Stadt als ein „Labor“ für die europäische Wohnungsproblematik
erscheinen lässt:

„Möglicherweise sind nicht Madrid und Oslo die Vorboten für Berlin, sondern umgekehrt.
Berlin mit seinen Wohnungskonzernen, gescheitertem Deckel und dem wütenden
Volksbegehren ist kein Relikt, sondern ein erster Vorgeschmack auf das, was kommt: ein
europäischer Wohnungsmarkt, eine europäische Wohnungskrise – weitreichend verknüpft
mit dem Finanzmarkt. Berlin ist das Labor dafür.“ 8

Der Erfolg der Initiative Deutsche Wohnen & Co enteignen, die im letzten Jahr in Berlin
einen Volksentscheid zur Vergesellschaftung von Immobilienkonzernen lancierte, macht
den gesellschaftlichen Streit um das Wohnen in besonderer Weise deutlich.9 Am 26.
September 2021 votierte mit 59,1 Prozent die Mehrheit der abgegebenen Stimmen für die
Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs zur Vergesellschaftung großer Wohnungskonzerne
durch den Berliner Senat. So wenig der Streit um das Wohnen überraschen mag, so
politisch bemerkenswert ist der Erfolg einer Initiative, die die Vergesellschaftung großer
Wohnungskonzerne zum Ziel hat. Die Forderung, die im Artikel 15 des Grundgesetzes
vorgesehene Möglichkeit, Privat- in Gemeineigentum zu überführen, auf
Wohnungskonzerne und deren Bestände an Mietobjekten anzuwenden, ist ein Novum.
Schon allein deshalb hat der Volksentscheid dem Berliner Wohnungsmarkt auch
international Aufmerksamkeit verschafft. Schließlich wirft er Fragen nach Recht, Sprachen
der Kritik, vor allem aber nach politischen Formen der Intervention auf.10
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In der Interview-Serie soll der gesellschaftliche Streit um das Wohnen – sowohl die Formen
der Kritik als auch die Strukturen der Finanzialisierung – aus internationaler, historischer
und interdisziplinärer Perspektive beleuchtet werden. Wir haben sechs renommierte
Wissenschaftler:innen eingeladen, den Berliner Streit als Ausgangspunkt dafür zu nehmen,
die gegenwärtige finanzielle, politische und rechtliche Anatomie des finanzialisierten
Wohnens zu analysieren.11 Wir wollen damit im Sinne der Public Sociology eine öffentliche
Wissenschaft betreiben, die angesichts des aktuellen Konflikts Einordnungen, Bezüge und
Historisierungen ermöglicht, aber auch aus einer engagierten Distanz heraus dabei hilft,
den Streit um das Wohnen zu verstehen, ihn in größere Kontexte zu stellen und sich darin
zu positionieren.

An dieser Stelle möchten wir Katharina Pistor, Manuel B. Aalbers, Susanne Heeg, Daniela
Gabor, Martijn Konings und Lisa Adkins dafür danken, dass sie zu unseren Fragen Stellung
bezogen haben. Sie alle forschen seit Jahren intensiv zu den Themen Wohnen, Recht sowie
Finanzialisierung und geben vor diesem Hintergrund ihre Einschätzungen ab.

Die Interviewreihe wurde von dem im SFB/Transregio 294 Strukturwandel des Eigentums
angesiedelten Teilprojekt Das Habitat als Pfand: Verschuldetes Eigentum und
Finanzialisierung initiiert, welches die politisch-rechtlichen Techniken der Verpflichtung
untersucht, die Wohneigentum als „Sicherheit“ für Finanzbeziehungen erscheinen lassen.
Das Projekt nimmt in den Blick, wie sich Wohneigentum unter den Bedingungen der
Finanzialisierung verändert und in welchen Formen des gesellschaftlichen Streits darauf
reagiert wird. Insgesamt beschäftigt sich der Sonderforschungsbereich aus
interdisziplinärer wie historischer Perspektive mit der Frage, inwiefern Eigentum in
unterschiedlichen Bereichen gegenwärtig einem Strukturwandel unterliegt und diesen
Strukturwandel zugleich determiniert.
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